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Alles muss raus

Deutschland steht das größte Abrissprogramm seiner Industriegeschichte bevor: Auf den Atomausstieg folgt der Rückbau der Reaktoren. Am Neckar ist schon zu besichtigen, was im ganzen Land noch kommen wird. Von Bernd Freytag und Johannes Pennekamp

Obrigheim, 1. August

Aus jeder Pore strömt Tristesse. In den Ritzen der Treppe gleich neben der Kuppel des Reaktordruckbehälters wuchert Moos. Das Verwaltungsgebäude des einst größten deutschen Kernkraftwerks verbreitet heute mit seiner braun gekachelten Fassade den verwelkten Charme der siebziger Jahre. Und in dem längst entkernten Maschinenraum stehen die Zeiger der runden Wanduhr auf kurz vor zwölf – dabei ist sie längst abgelaufen, die Zeit hier in Obrigheim. 

Deutschland hat das größte Abrissprogramm seiner Industriegeschichte eingeleitet. Spätestens Ende 2022 wird der letzte Reaktorblock der Republik vom Netz gehen. In den Bilanzen der Betreiber Eon, RWE, ENBW und Vattenfall hat der abrupte Ausstieg nach der Havarie in Japan schon tiefe Furchen hinterlassen, doch die Arbeit vor Ort fängt gerade erst an. Die Kernkraftwerke können schließlich mit ihrer strahlenden Substanz nicht einfach in der Landschaft stehenbleiben. Vielleicht wäre das sogar nicht einmal die schlechteste Lösung für den Moment. Denn die wichtigste Frage, wohin mit den hochradioaktiven Brennstäben, ist noch nicht einmal im Ansatz geklärt. Erst vor einem Jahr konnte sich die Bundestag zu einem „Endlagersuchgesetz“ durchringen, nach dem Motto „Alles auf Anfang“. Wo wann welcher Müll einlagert wird – heute ist das so ungewiss wie vor 46 Jahren, als diese Zeitung am 2. November 1968 vermeldete: „Das neue Kernkraftwerk Obrigheim am Neckar hat zum ersten Mal Strom in das öffentliche Netz geliefert.“ 

Schritt für Schritt, über mehrere Jahrzehnte, werden die Reaktoren jetzt abgerissen. An einigen stillgelegten Standorten haben die Betreiber schon begonnen. Dabei ist Stand heute sogar unklar, wohin der sogenannte leicht verstrahlte Schutt und Schrott kommen soll. Es gibt eben nicht nur Brennstäbe zu entsorgen, auch kontaminierte Rohre und Betonwände müssen irgendwohin. Das dafür vorgesehene Endlager Schacht „Konrad“ bei Salzgitter sollte längst betriebsbereit sein. Momentan rechnen die Behörden mit 2022 als Starttermin – frühestens. 

Der Abriss hier im Neckarörtchen Obrigheim, rund 30 Kilometer von Heidelberg, ist längst in vollem Gange. Was hier passiert, steht allen noch aktiven Anlagen bevor. Obrigheim ist ein Vorreiter. Der Meiler wurde 2005 heruntergefahren. Die rot-grüne Bundesregierung unter Gerhard Schröder hatte im „Atomkonsens“ den schrittweisen Ausstieg beschlossen, für das in die Jahre gekommene Kraftwerk der Energie Baden-Württemberg bedeutete dies das Aus. 

Jetzt schwitzen zwei Techniker im Blaumann in einem schmalen Raum vor einer Handvoll flimmernder Bildschirme. Mit kleinen Handbewegungen am Joystick des vergilbten Schaltpults zersägen die Männer gerade vorsichtig das Innere des Reaktordruckbehälters. Die Brennelemente sind entnommen, Turbinen und Kondensatoren sind lange abtransportiert. Von außen nach innen wird nun im Gebäude zurückgebaut. Das meiste Material wird abgewaschen, sandgestrahlt oder im Ultraschallbad an der Oberfläche gereinigt. War es nur leicht belastet, gilt es danach als frei von Kontamination. Das 10 Meter tiefe ehemalige Lagerbecken der Brennelemente wurde eigens zum wassergekühlten Schneideraum umgebaut, mit Drehteller am Boden und überwacht von 17 Kameras. Dort werden jetzt stark verstrahlte Teile mit Bandsägen und Plasmaschneidern zerlegt und in Körbe gepackt – unter Wasser, wegen der „abschirmenden und bindenden Wirkung“. 

Am Ende wandert der Schrott dann in gelbe, mehrere Meter lange „Konrad“- Container, verpackt für ihre letzte Fahrt in den Schacht. Am Beispiel der Container sieht man, wie vermurkst die Sache ist. „Die Container entsprechen den heute bekannten Anforderungen für die Einlagerung im Endlager „Konrad“, ob sie letztlich zugelassen sein werden, wissen wir heute noch nicht definitiv“, sagt Manfred Möller, der als Geschäftsführer in Obrigheim den Rückbau verantwortet. „Im schlimmsten Fall müssten wir sie wieder umpacken.“ In einem unscheinbaren Nebengebäude wartet derweil die größte Strahlenlast. Die 342 verbliebenen Brennelemente haben die Männer vorab in ein Nasslager gebracht, dort stehen sie in einem Wasserbad, auf unbestimmte Zeit mit unbestimmtem Ziel. 

Einen Steinwurf entfernt ist das mehrstöckige Maschinenhaus bereits entkernt. In der Mitte klafft ein 12 Meter tiefes Loch. Nur noch ein übergroßes Foto der Turbine erinnert daran, dass von hier aus einmal 850 000 Haushalte mit Strom versorgt wurden. Heute hängt das Kraftwerk selbst an einer Stromleitung und muss aus der Umgebung mit Energie versorgt werden. Wie ein Patient, der nur noch notdürftig am Leben gehalten wird. Bald ist auch dieses Kapitel vorbei, so viel ist sicher. Theoretisch ist es möglich, die Großanlage in eine „grüne Wiese“ zu verwandeln, sagen die Rückbauer. Aber zum Beispiel die Verwaltungs- und Maschinengebäude könnten auch stehenbleiben und weiter genutzt werden.

Wer hinter den dicken Mauern des Kernkraftwerks, die erst ganz am Ende abgerissen werden, Spezialisten in weißen Schutzanzügen vermutet, die mit innovativster Technologie unter klinisch reinen Bedingungen arbeiten, wird enttäuscht. „Die eingesetzten Werkzeuge sind industrieller Standard“, sagt Möller. Bekannte Technik also, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Sicher, jeder Schnitt wurde vorher genau geplant, beantragt, genehmigt, am Computer mit 3D-Technik modelliert, damit auch garantiert nichts schiefgeht. Doch am Ende werden mit schwerem Gerät dicke Stahlrohre durchtrennt und Betonteile in handliche Stücke zerlegt, fast so wie bei jedem Abriss. Es wird gehobelt, und es fallen Späne. Der gravierende Unterschied: Die Späne sind kontaminiert, man kann sie nicht einfach aufsaugen und in den Müll werfen. In Obrigheim fallen nach Angaben der ENBW 275000 Tonnen Material an, die weggeschafft werden müssen. Der Großteil davon werde nach Reinigung und Dekontamination auf üblichen Wegen recycelt. „98 Prozent gehen wieder in den konventionellen Stoffkreislauf“, sagt Möller, ein besonnen wirkender Fachmann, dem seine Mammutaufgabe keine Angst zu machen scheint. Unbelastet ist nach seinen Worten zum Beispiel der Beton aus dem Verwaltungsgebäude, aber auch die Bestandteile des Reaktorgebäudes, das keiner Strahlung ausgesetzt war. Die Teile, die „nur“ an ihrer Oberfläche kontaminiert sind, werden gereinigt. Sinkt die radioaktive Belastung dann unter bestimmte Grenzwerte, können die „freigemessenen“ Teile weiterverwertet werden. Am Ende holt sie der Schrotthändler ab.

Ganz so einfach aber funktioniert es nicht immer. Müll aus einem Atomkraftwerk macht den Menschen Angst. Die Tatsache, dass er von Behörden als „konventioneller Abfall“ eingestuft ist, beruhigt die wenigsten. So regt sich seit Wochen Widerstand in der 30 Kilometer entfernten Gemeinde Buchen, weil ENBW dort auf einer Deponie Bauschutt aus Obrigheim entsorgen will. Eine Bürgerinitiative will die Lieferungen verhindern. Anfang des Jahres hatte sogar der Grünen-Umweltminister Franz Untersteller versucht, die Gemüter zu beruhigen, bislang vergebens. Man habe die Bürgerinitiative eingeladen, um aufzuklären, sagt Möller. Wenn all das nichts nutzt, verweist der Konzern hinter vorgehaltener Hand schon mal auf die gesetzlichen Vorgaben: Die Deponie sei verpflichtet, den Schutt aufzunehmen. 

Der Streit ist nur ein kleiner Vorgeschmack auf das, was auf die Betreiber und die politisch Verantwortlichen noch zukommen wird. Obwohl das Gros der Anlagen und Gebäudereste nach Angaben des Betreibers als sauber entsorgt werden kann, bleiben selbst bei dem kleinen Meiler in Obrigheim am Ende 2000 Tonnen radioaktiv belastetes Material. Der Großteil davon fällt in die Kategorie „schwach- oder mittelradioaktiv“. Bevor dieser Müll schließlich im Schacht „Konrad“ landet, lagern er vorerst in Castoren auf dem Betriebsgelände. Die Zeit drängt. „Für die Suche eines Endlagers für hochradioaktive Abfälle haben die Betreiber viele Jahre bezahlt“, sagt Möller. Allein die ENBW hat zudem 7,6 Milliarden Euro zurückgestellt, zusammen mit Eon, RWE und Vattenfall kommen die Betreiber auf 35,8 Milliarden Euro. Ob das Geld reicht, ist hoch umstritten. Die Betreiber aber haben ihren Teil der Abrechnung eingehalten, so sehen sie das zumindest, und jetzt sind sie sauer: „Für die Endlagerung hat der Staat laut Atomgesetz die Verantwortung“, sagt Möller. Es könne deshalb nicht sein, dass sich die Fertigstellung des Lagers immer weiter verzögere. 

Die Situation ist grotesk: Solange der Abbau läuft, ganz gleich wie lange das dauert, können die Brennstäbe im Nasslager bleiben. Nach dem Abbau müsste der Betreiber ein eigenes Zwischenlager bauen, dort dürften die Stäbe dann maximal 40 Jahre lagern. Um dafür in Obrigheim nicht eigens ein Lager bauen zu müssen, würde ENBW die verbliebenen 342 Brennelemente am liebsten auf Schiffe verladen und auf dem Neckar in das bestehende Zwischenlager nach Neckarwestheim, 40 Kilometer flussabwärts, transportieren. Entsprechende Anträge seien gestellt, sagt Möller. Die Zustimmung der Behörden bleibe abzuwarten. Die Akzeptanz der Anrainer kann er nur erahnen. Die Politik wird Kernkraftbetreiber nicht aus ihrer Verantwortung für die Altlasten entlassen, zumindest das scheint klar. Im Mai wurde öffentlich, dass die Betreiber offenbar an einer Stiftung mit staatlicher Beteiligung für die Abwicklung der Kraftwerke interessiert sind. Von der Regierung gab es Gegenwind – und in der Öffentlichkeit entstand wieder einmal das Bild der raffgierigen Atomkonzerne, die im Atomzeitalter gerne die Gewinne eingestrichen haben und dann nichts mehr mit der Sache zu tun haben wollen. ENBW steht dem Thema wie die Konkurrenz offen gegenüber, offiziell gibt es dazu aber kein Wort. Die Idee wurde nach Ansicht der Betreiber durch falsche Öffentlichkeitsarbeit schon genug kaputtgeredet. 

In nur drei Jahren wurde das Kernkraftwerk einst erbaut, der Rückbau dauert nach Angaben der ENBW fünf- bis sechsmal so lange und kostet grob eine halbe Milliarde Euro. Der Aufwand ist groß: Immerhin 150 von ehemals 300 Mitarbeitern sind mit dem Abbau beschäftigt. Der neue ENBW-Chef Frank Mastiaux, der den Umbau von einem atomkraftlastigen Versorger zum Vorzeigeunternehmen der Energiewende vorantreibt wie wohl kein anderer in seiner Branche, versucht selbst aus der Stilllegung Positives zu ziehen: Wenn der Konzern genügend Erfahrungen gesammelt habe, sagt er, könne man den Rückbau auch als Dienstleistung anbieten. 

Das könnte auch für Bernhard Bayer eine berufliche Perspektive sein. Der 52 Jahre alte Ingenieur steht in einer staubigen Halle und überprüft die gereinigten Bauteile. Wenn sie aus dem Diagnosecontainer kommen und er grünes Licht gibt, kann der Schrotthändler kommen. „Sehen Sie“, sagt er und zeigt auf ein zersägtes Edelstahlrohr, „das ist wie neu.“ Obwohl am Neckar nun schon seit sieben Jahren zurückgebaut wird, kann der Mann mit dem grauem Ziegenbart noch immer nicht verstehen, wie man eine funktionierende Anlage einfach stilllegen kann. 

Aber was passiert, wenn es weiter keine Einigung gibt? Sich das Zwischenlager weiter verzögert? Betreiber müssen nicht rückbauen, sie könnten ein abgeschaltetes AKW auch „sicher einschließen“. Alle Brennelemente raus, der Rest wird auf unbestimmte Zeit versiegelt. Erlaubt wäre das. Aber die Betreiber scheuen die Kosten und nicht zuletzt die Risiken. Denn wer weiß schon, ob Menschen in 70 oder 80 Jahren noch nachvollziehen können, wie dieses Atomkraftwerk genau funktioniert hat? Vielleicht wissen manche gar nicht mehr, dass es Atomkraftwerke in Deutschland je gegeben hat.

